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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 60/10 B 
 
L 14 U 196/07 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 5 U 44/05 (SG Bremen) 
 
 
 
…………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………………, 
  

 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse, 
Gustav-Heinemann-Ufer 130, 50968 Köln, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. Juni 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Beschluss des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 25. Januar 

2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Eine Revision kann nur aus den in § 160 Abs 2 SGG genannten 

Gründen - grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache, Abweichung (Divergenz), Verfahrens-

mangel - zugelassen werden. Eine allgemeine Überprüfung des Rechtsstreits in dem Sinne, ob 

das LSG in der Sache richtig entschieden hat, ist nicht zulässig. 

 

Keinen der in § 160 Abs 2 SGG enumerativ aufgeführten Zulassungsgründe hat die Klägerin 

zur Begründung der Beschwerde schlüssig dargelegt oder bezeichnet (§ 160a Abs 2 Satz 3 

SGG), sondern nur allgemein die Verletzung materiellen und formellen Rechts gerügt. 

 

Aus ihrem Vortrag, dem Begehren des LSG, ohne mündliche Verhandlung zu entscheiden, wi-

dersprochen zu haben, folgt nichts anderes, weil die vom LSG gewählte Entscheidungsform ei-

nes Beschlusses nach § 153 Abs 4 SGG nicht von einer Zustimmung der Beteiligten abhängig 

ist. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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